Wien, Donnerstag den 8. April 1880. XIII. Jahrgang. Nr. 15. 


Oeſterreichiſche 


Zeitſchrift ar Verwaltung. 


Bon Dr. Carl Ritter von Jaeger. 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, Bauernmarkt 11. 
(Pranumerationen find nur au die Adminiſtration zu richten.) 
Pränumerationspreis: Für Wien mit Zuſendung in das Haus und für die öſterr. Kronländer ſammt Poſtzuſendung jährlich 4 fl., halbjährig 2 fl., 
vierteljährig 1 fl. Für das Ausland jährlich 8 Mark. 
Als werthvolle Beilage werden dem Blatte die Erkenntniſſe des k. k. Verwattungsgerichtshofes in Buchſorm Dogenweire je nach Erſcheinen beigegeben, und beträgt 
das Jahres-Abonnement mit dieſem Supplement 6 fl. = 12 Mark. Bei gefülligen Beſtellungen, welche wir uns der Einfachheit halber per poſtauweiſung erbitten, 


erſuchen wir um genaue Angabe, ob die Zeitſchrift mit oder ohne die 


Inſerate werden billigſt berechnet. — Beilagengebühr nach vorheriger Vereinbarung. — Retlamationen, wenn unverſiegelt 


Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes gewünſcht wird. mE 


find portofrei, können jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jeweiligen 


Nummer Berückſichtigung finden. 


Des Wir erſuchen die Herren Abonnenten, ihre 
Pränumerations⸗Erneuerung für das zweite Quartal 
1880 an die Adminiſtration einzuſenden. 


Inhalt. 


Der geſetzliche Schutz für Heilquellen. Von Ferdinand Kirchlehner, 
k. k. Statthaltereirath. (Fortſetzung.) 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Sind Buchbinder zum Handel mit Schul- und Gebetbüchern und Kalendern 
berechtigt? 

Der Gewerbsſchein darf keine gegenüber dem Inhalte der Gewerbsanmeldung 
beſchränkende Beiſätze enthalten. Befugniß der Speeereiwaarenhändler am 
Lande zum Verſchleiße gebrannter Getränke und Liqueure in Flaſchen.) 

Königlich preußiſche Grenzbedienſtete genießen, wenn ſie auf öſterreichiſchem Gebiete 
Amtshandlungen vornehmen, die Prärogative des § 68 St. G. 

Geſetze und Verordnungen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Der geſetzliche Schutz für Heilquellen. 
Von Ferdinand Kirchlehner, k. k. Statthaltereirath. 
(Fortſetzung.) 


Auf die Frage der Enteignung übergehend, ſcheint es wohl in 
der Tendenz der Geſetzgebung zu liegen, durch Art. 5 des Staatsgrund⸗ 
geſetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142 ), für die 
Zukunft Enteignungen nur auf Grund von Specialgeſetzen zuzulaſſen 
und den Verwaltungsbehörden nicht mehr zu geſtatten, auf Grund der 
allgemeinen Norm des 8 365 a b. G. B. nach freiem Ermeſſen 
die Enteignung zu verfügen; allein da die bisherigen Specialgeſetze, 
unter welchen das Waſſerrechtsgeſetz eine hervorragende Stelle einnimmt, 
beiweitem noch nicht genügen, den § 365 entbehrlich zu machen, 
rechnet auch die Praxis dieſen Paragraph noch immer unter die im 
Art. 5 berufenen Geſetze, und das Waſſerrechtsgeſetz ſelbſt läßt Ent⸗ 
eignungen noch auf Grund des §S 365 a. b. G. B. mit ausdrück⸗ 
licher Berufung auf dieſen Paragraph zu. 

So wird in der Praxis unbeſtritten bei Errichtung und Erwei⸗ 
terung von Friedhöfen auch ohne dem Beſtehen eines Specialgeſetzes 
mit der Enteignung vorgegangen. 

Im Sinne des $ 15 des Reichsgeſetzes bilden nur fließende 
Privatgewäſſer den Gegenſtand einer Expropriation, und unterliegen 
ſtehende Gewäſſer der Enteignung nicht. 


Mi Die Schaffung eines Enteignungsgeſetzes wird vielfach als ſehr wünſchens⸗ 
werth bezeichnet. 


Uebrigens ſcheint mir die Frage discutirbar, ob nicht der Eigen⸗ 
thümer einer eminent wichtigen Heilquelle, der fie der leidenden Menſch— 
heit vorenthält, nach S 365 a. b. G. B. expropriirt werden könnte. 
Jedenfalls würde der § 15 zur Rechtfertigung des inneren Grundes 
dieſer Enteignung dienen, denn wenn bei Privatgewäfſern, die nach 
den Beſtimmungen des $ 15 kaum eine die Localintereſſen mehrerer 
Privaten berührende Bedeutung erlangen können, zu Gunſten der 
Anlage eines Privaten das unbewegliche Eigenthum ſich bis zur Ent— 
eignung gehende Belaſtungen gefallen laſſen muß, ſo wird wohl kaum 
ein Zweifel darüber aufkommen können, daß ſolche Belaſtungen auch 
zu Gunſten eminent wichtiger Heilquellen zuläſſig erſcheinen. 

Nur wird es hier ſehr ſchwierig ſein, für den Geſetzgeber im 
Falle der Erlaſſung eines eigenen Geſetzes die richtige Formel zu 
finden, oder für die Behörde bei der Entſcheidung auf Grund des 
Ss 365 a. b. G. B. zu beſtimmen, wann das öffentliche Wohl 
berührt erſcheint. 

Jedenfalls ſtelle ich mir die Berechtigung der Enteignung anders 
vor, als ſie in den Petitionen an den Reichsrath angedeutet iſt. 

Was nämlich die Forderung der Petenten betrifft, dem Haupt⸗ 
quellenbeſitzer das Enteignungsrecht auf alle jene Heilquellen innerhalb 
eines Schutzrayons einzuräumen, die in keinen öffentlichen Handel 
gebracht ſind, ſo iſt dieſe Forderung offenbar zu weitgehend und muß 
ich diesfalls dem Ausſchußberichte zuſtimmen. Es könnten dann auch 
Fälle vorkommen, daß ein ſolcher Enteignungsanſpruch nur aus ge- 
ſchäftsmänniſchen Motiven, nämlich behufs Ausſchließung jeder Con— 
currenz geſtellt wird. Sind die Quellen von verſchiedener Beſchaffenheit, 
3. B. Sauerlinge von verſchiedener chemiſcher Analyſe, ſo iſt doch gar 
nicht abzuſehen, warum die Eine nicht neben der andern ſelbſtſtändig 
fortbeſtehen ſollte, ob die Eine ſchon in Handel gebracht erſcheint oder nicht. 

Durch die grundſätzliche Beſchränkung der Rechte der betreffenden 
dritten Perſonen würde die Erſchließung heilkräftigerer Quellen hint- 
angehalten. 

Die fremden Beſitzer wären nicht nur in anderen Beziehungen, 
ſondern auch an Forſchungen auf eigenem Grund und Boden gehemmt 
und der geſchützte Beſitzer hätte eben in Folge dieſes Schutzes keine 
Anregung zur Auffindung noch beſſerer Quellen oder zu Vorkehrungen, 
die geſchützte Quelle zu verbefſern oder die neue exproprtirte Quelle 
mit einem größeren Koſtenaufwande nutzbar zu machen. Es gilt dies 
natürlich auch von einer zu ängſtlichen Hintanhaltung jeder Tiefbohrung 
innerhalb eines möglicherweiſe ſehr ausgedehnten Schutzgebietes. 

Selbſt wenn der dermalige Schutz der Heilquellen unzureichend 


befunden und die Schaffung eines neuen Geſetzes * in Angriff 


genommen werden wollte, müßte vom Standpunkte der öffentlichen 
Rückſichten der Hauptgrundſatz zur Geltung kommen: „Die Quelle iſt 


zu ſchützen und nicht der Beſitzer“. 


es kann hier als in die Privatrechte eingreifend wohl nur von einem 
Reichsgeſetze die Rede ſein. 


Auch bei der Erklärung einer Quelle als für das allgemeine 
Wohl ſchutzbedürftig müßte mit der größten Vorſicht vorgegangen werden. 

Ich glaube, daß mit dem „Ainteret »ublic* im franzöſiſchen 
Geſetze mehr als blos „gemeinnützig“, wie es im Berichte des Aus⸗ 
ſchuſſes überſetzt wurde, ausgedrückt werden wollte. Nicht alles Gemein- 
nutzige iſt gerade von allgemeinem öffentlichen Intereſſe. Der Begriff 
von Gemeinnützigkeit iſt ein relativer, und gewiß ſoll das beantragte 
Geſetz nur abſolut wichtige Quellen in Schutz zu nehmen berufen ſein. 
Iſt dies aber der Fall, ſo kommt zu erwägen, ob nicht bei Beurtheilung, 


ob eine Quelle von ſo eminenter Wichtigkeit ſei, die ähnlichen Quellen 


ſämmtlicher Länder in das Auge zu faſſen ſeien. 

Das Ergebniß dürfte in dieſem Falle ſicher ein anderes ſein, als 
wenn bei einem einlangenden Geſuche lediglich die gleichen oder ana- 
logen Quellen eines Landes in die Vergleichung gezogen würden oder 
nur die etwa alleinige im Lande vorhandene Quelle in Betracht käme, 
wober eine Erwägung ihres vergleichsweiſen Werthes ausgeſchloſſen 
bliebe. Wenn ich meine, daß es bei Beurtheilung der Schutzwürdigkeit 
nothwendig ſei, auf die ähnlichen Quellen des Reiches auszublicken, ſo 


leitet mich hiezu auch die Erwägung, daß weder die Frequenz der 


Curorte bei Heilquellen von nur localem Gebrauche, welche Frequenz 
neben der Heilkraft der Quelle noch von vielen anderen Verhältniſſen 
bedingt wird, noch die Quantität des verſendeten Waſſers, wozu gut 
inſcenirte Reclame und Geſchäftsroutine Vieles beitragen, hiebei aus— 
ſchließend in Betracht gezogen werden kann. 

Vorläufig weniger geſuchte heilkräftigere Quellen und beſſere 
Mineralwäſſer minder bemittelter und minder geſchäftsgewandter Be— 
ſitzer können im Intereſſe der leidenden Menſchheit ſchutzbedürftiger als 
andere fein, um wenigſtens für eine beſſere Zukunft ungeſchwächt 
erbalten zu bleiben. 

Bei der Beſtimmung der Schutzwürdigkeit müßte anch mit um 


ſo größerer Vorſicht vorgegangen werden, je mehr, zum Schutze der 
Quelle, die Privatrechte dritter Perſouen durch das Geſetz beſchränkt 


werden. 

Von dieſen Erwägungen ausgehend, glaube ich nun, daß, analog 
den Beſtimmungen des franzöſiſchen Geſetzes, das Erkennen der Schut— 
würdigkeit — wenn es zur Erlaſſung eines eigenen Geſetzes käme — in 
die Competenz des Miniſteriums des Innern zu legen wäre, welchem 
auch jene Fachmänner leichter zu Gebote ſtehen, die ſich mit der fach— 
männiſchen Unterſuchung der Frage zu beſchäftigen haben werden. 

Dabei wäre zu erörtern, ob eine Aenderung des Berggeſetzes 
dadurch nothwendig werden würde. Es ließe ſich auch die Anſchaunng 
vertreten, daß obige Competenz mit jener des $ 222 des Berggeſetzes 
nicht in Conflict gerathen würde. Letzeres behandelt die Heilquellen in 
gleicher Linie, wie Gebände, Grundſtücke, Brunnen und andere An— 
lagen. Es handelt ſich hiebei um den Schutz von Privatrechten dritter 
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Perſonen auf ihrem eigenthümlichen unterfahrenen Grund und Boden 


und iſt die Frage über die Wichtigkeit der Heilquellen nur von unter— 
geordnetem Belange, während das beabſichtigte Geſetz den Schutz der 
Quelle von vorneherein unter Beſchränkung der Privatrechte dritter, ja 
vielleicht vieler dritter Perſonen bezweckt. 

Damit und mit der früher erwähnten Auslegung des Waſſer— 
rechtsgeſetzes würde auch der Einwendung der Bergbehörden begegnet, 
daß es ihnen nicht gleichgiltig ſein könne, bei den in die Rechte der 
Bergbautreibenden oft tief einſchneidenden in Rede ſtehenden Schutz⸗ 
maßregeln durch die umſtändlich erhobene Feſtſtellung der Rayons, 
innerhalb welchen der Bergbaubetrieb nicht unternommen werden darf, 
mitzuwirken mit dem Bewußtſein, daß innerhalb dieſes Schutzraumes 
anderweitige Unternehmungen anſtandslos durchgeſührt werden dürfen, 
welche die beabſichtigte Wahrung der öffentlichen Intereſſen wieder illu⸗ 
ſoriſch machen und den die Einſchränkung des Bergbaubetriebes recht⸗ 
fertigenden Zweck vereiteln. 

Dann käme bei einem allſälligen Verbote jeder Tiefbohrung 
innerhalb des Schutzgebietes in Betracht zu ziehen, daß es ſehr 
ſchwierig iſt, eben nur einen ſolchen Schutzbezirk zu ermitteln, innerhalb 
deſſen gewiſſe Bohrungen unzweifelhaft die geſchützte Quelle ſchädigen 
werden. 

Die Mißlichkeit der Eigenthumsbeſchränkung tritt noch ſchärfer in 
Läudern mit vielen ſchutzwürdigen Quellen hervor und da bei weit⸗ 
verzweigten Quellengebieten durch kleine Schutzrayons eine zureichende 
Abhilfe kaum würde geſchaffen werden können, jo müßte ein bedeutendes 
Territorium mit Bann belegt werden. 


Ferner möge nicht außer Acht gelaſſen werden, daß ſich ein 
Geſetz nur auf die Feſtſtellung von Grundſätzen wird beſchränken müſſen, 
und daß bei der Schwierigkeit und Mannigfaltigkeit der einzelnen Fälle 
dem Ermeſſen der Behörden unter allen Umſtänden ein großer Spiel- 
raum einzuräumen fein wird, wie es thatſächlich ſchon bei der Berg— 
geſetzgebung der Fall iſt. 

Ungeachtet aller dieſer Erörterungen foll nicht geleugnet werden, 
daß es zweckmäßig und von Vortheil erſcheinen mag, die für den Schutz 
der Heilquellen ſchon beſtehenden verſchiedenen geſetzlichen Beſtimmungen 
in ein einheitliches Geſetz zuſammenzufaſſen, und dasſelbe eventuell mit 
denjenigen Normen zu erweitern, die ſich einerſeits auf zur Waſſerver— 
ſorgung großer Populationscentren dienende Quellwäſſer beziehen, 
andererſeits auf Grund der anzuſtellenden Unterſuchungen ſonſt noch als 
nothwendig herausſtellen ſollten, aber die beſondere Dringlichkeit 
einer derartigen Geſetzgebung virmag ich ebenſo wenig zuzugeben, als 
die Behauptung, daß die Heilquellen mit Rückſicht auf das öſterreichiſche 
Waſſerrecht völlig ſchutzlos ſeien. 


(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Sind Buchbinder zum Handel mit Schul- und Gebetbüchern und 
Kalendern berechtigt? 

Die Bezirkshauptmannſchaft in C. hat den Buchbinder C. 3. 
wegen Uebertretuug des S 17 der Gewerbeordnung mit Erkenutniß 
vom 15. Jänner 1880, 3. 380, zu 15 fl. eventuell drei Tagen Arreſt 
verurtheilt, weil er am Markte in G. Gebetbücher verkaufte. 

Die Statthalterei in Graz ließ über den gegen obiges 
erkenntniß eingebrachten Recurs erheben, ob der Genannte die 
bindergerechtſame vor dem Erſcheinen der Gewerbeordnung vom Jahre 
1859 erlangt habe. Als dieſer Umſtand bejaht wurde, hat die Statt⸗ 
halterei das recurrirte Straferkenutniß unterm 6. März 1880, 3. 3384, 
wegen Mangel des Thatbeſtandes behoben, weil jenen Buchbindern, 
welche ihr Buchbindergewerbe vor dem Erſcheinen der Gewerbeordnung 
erlangt haben, ſowie den Beſitzern von radicirten oder verkäuflichen 
Buchbindergewerben auf Grund des Art. VI des Kundmachungspatentes 
zur Gewerbeordnung das ihnen im § 13 der alten Buchhändler-Ord⸗ 


Straf⸗ 


Buch⸗ 


nung vom Jahre 1806 eingeräumte Recht zum Verſchleiße von Gym— 


naſial⸗, Schul-, Gebetbüchern und Kalendern nicht abgeſprochen werden 
kann, während dieſe Berechtigung jenen Buchbindern, welche ihr Gewerbe 
erſt nach Einführung der Gewerbeordnung auf Grund der Beſtimmungen 
derſelben angetreten haben, nicht zuerkannt werden kann, inſoferne die— 
ſelben nicht die beſondere Befugniß zu dem in Rede ſtehenden Ver— 
ſchleiße auf Grund der Gewerbeordnung oder des § 3 des Preßgeſetzes 
erlangt haben *). Ferner lautet der $ 62 der Gewerbeordnung: Jeder— 
mann iſt berechtigt, die Märkte mit allen im Verkehre geſtatteten 
Waaren zu beziehen, ſoweit ſelbe nach der Gattung des Marktes zum 
Verkehre auf demſelben zugelaſſen ſind. Waaren, deren Verkauf an eine 
Eonceſſion gebunden ift, können jedoch auch auf Märkten nur von den 
mit der bezüglichen Conceſſion verſehenen Gewerbsleuten feilgeboten 
werden. 


Bemerkung des Einſenders: 


Wir müſſen bei dieſem Anlaſſe auf den Umſtand aufmerkſam 
machen, daß nach den 88 16 (3. 1, 2), 19, 142 und 143 der Gewerbe⸗ 
ordnung vom Jahre 1859 entweder das Miniſterium des Innern zur 
Errichtung von Preßgewerben außerhalb der Orte, in welchen eine po- 
litiſche Behörde ſich befindet, oder die Landesſtelle für Preßgewerbe in 
Orten, wo eine politiſche Behörde ihren Sitz hat, oder die politiſche 
Behörde erſter Inſtanz für die beſchränkten Befugniſſe zum Verkaufe von 
Gebet⸗ und Schulbüchern ($ 19) Verleihungsbehörden find und daß 
von den Conceſſionen für Preßgewerbe, wie ſie die Gewerbeordnung 
normirt, jene Bewilligungen wohl zu unterſcheiden ſind, welche nach 
8 3 des Preßgeſetzes vom Jahre 1862 die Sicherheitsbehörde des Ortes 
(darunter kann wohl nur die Polizeidirection und die Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft verſtanden werden) zum Verkaufe von Schulbüchern, Kalendern, 


) Siehe Zeitſchrift für Verwaltung 1878, S. 114 und Prov. Geſetzſamm⸗ 
lung für Steiermark 1827, S. 329. 


Heiligenbildern, Gebeten und Gebetbüchern an beſtimmte Perſonen für 
einen zu bezeichnenden Bezirk auf Widerruf ertheilt. 
Thatſachlich findet aber die Conceſſionirung obiger beſchränkter 


Preßgewerbe von Seite der politiſchen Behörden 1. Inſtanz ſelten ſtatt, 


weil in der Praxis die Buchbinder im Allgemeinen ohne Rückſicht auf 
obige im Geſetze begründete Diſtinction als zum Handel mit Schul— 
und Gebetbüchern berechtiget angeſehen werden. M. R. 


Der Gewerbsſchein darf keine gegenüber dem Inhalte der Ge⸗ 

werbsanmeldung beſchränkende Beiſätze enthalten. (Befugniß der 

Specereiwaarenhandler am Lande zum Verſchleiße gebrannter 
Getränke und Liqueure in Flaſchen.) 

Philomena K. in H. ſchritt um die Ausſtellung eines Gewerbe— 
ſcheines für ein Specereigeſchäft in H. bei der Bezirkshauptmannſchaft 
in J. ein. Die Gemeinde H. ſprach ſich gegen die Ausſtellung des an— 
geſuchten Gewerbeſcheines an die K. aus, weil bei dem Mangel an Ver— 
trauen, welches die Bittſtellerin einflöße, nur eine Ueberſchreitung ihres 
Gewerbebefugniſſes zu beſorgen ſei, da fie ſich vorausſichtlich nur mit 
dem Branntweinverſchleiße beſchäftigen werde. 

Die Bezirkshauptmannſchaft ſtellte der Bittſtellerin den Gewerbe— 
ſchein vom 4. Juni 1879, 3. 5282, aus, welcher folgendermaßen 
lautete: „Beſtätigung für Philomena K. in H. über die erfolgte An- 
meldung eines Krämergewerbes mit Specereiwaaren mit Ausſchluß 
geiſtiger Getränke, mit dem Standorte H.“ 

Gegen die Einſchränkung des Verſchleißes geiſtiger Getränke 
recurrirte Philomena K. an die Statthalterei, berief ſich auf die mit 
Gubernial Verordnung vom 14. September 1825, 83. 17.845, kund⸗ 
gemachte Hofkanzlei-Verordnung vom 25. Auguſt 1825, Nr. 25.828, 
mit welcher den Krämern und Specereiwaarenhändlern auf dem Lande 
der Verſchleiß von Liqueurs und gebrannten Getränken tu Bouteillen 
und Flaſchen geſtattet worden iſt, und auf deu § 144 des Gewerbe- 
geſetzes, welcher beſtimmt, daß der Gewerbeſchein in Form eines Aus— 
zuges der Anmeldung auszufertigen ſei; ſie bat daher um die Aus— 
fertigung des Gewerbeſcheines ohne den beſchränkenden Beiſatz. 

Hierüber berichtete die Vezirkshauptmannſchaft, daß die Errichtung 
von derlei Branntweinſchänken für den ſittlichen und wirthſchaſtlichen 
Volkswohlſtand höchſt verderblich ſei und ſtellte den Antrag auch in An— 
betracht des gedeckten Localbedarfes an geiſtigen Getränken auf Ab— 
weiſung des Recurſes. 

Die Statthalterei hat unterm 30. Juni 1879, Z. 10.556, aus 
dieſen angeführten Gründen dem Recurſe keine Folge gegeben. 

Dem gegen dieſe Entſcheidung eingebrachten Miniſterialrecurſe 
fand das Miniſterium des Innern mit der Entſcheidung vom 8. October 
1879, 3. 13.858, Folge zu geben und die Ausſtellung eines der An— 
meldung entſprechenden Gewerbeſcheines nach $ 144 der Gewerbe— 
ordnung anzuordnen, „weil der Gewerbeſchein keine über den Inhalt der 
Anmeldung hinausreichende Beiſätze zu enthalten hat und die Ausfertigung 
des Gewerbeſcheines, ſobald den Bedingungen des $ 15 der Gewerbe— 
ordnung entſprochen iſt, nicht verweigert werden darf. Selbſtverſtänd⸗ 
lich bleibt es Sache der Gewerbebehörde, den Gewerbebetrieb in Abſicht 
auf die Beobachtung der geſetzlichen Vorſchriften zu überwachen, ſowie 
es auch ihre Aufgabe iſt, über den Umfang eines Gewerberechtes nach 
Maßgabe der beſtehenden Vorſchriften zu erkennen.“ 6. 


Königlich preußiſche Grenzbedienſtete genießen, wenn ſie auf öſter⸗ 
reichiſchem Gebiete Amtshandlungen vornehmen, die Prärogative 
des § 68 St. G. 

Zwei königl. preußiſche berittene Grenzbeamte hatten ſich am 
7. Auguſt 1878 wegen eines bemerkten Schmuggels von Viehſtücken 
zu deſſen Verhinderung auf öſterreichiſches Gebiet begeben, um die ihnen 
diesfalls geſetzlich zuſtehenden Amtshandlungen zu veranlaſſen. Hier 
wurde ihnen von einer angeſammelten Menſchenmenge durch gefährliche 
Drohungen und Beſchimpfungen Widerſtand geleiſtet. Der Gerichtshof 


ſprach die Angeklagten von der Anklage bezüglich des Verbrechens der 


öffentlichen Gewaltthätigkeit nach 8 81 St. G. und beziehungsweiſe 
der Uebertretung nach § 312 St. G. frei und hatte die gefährliche 
Drohung unter den § 99 St. G. ſubſumirt, indem er den genannten 
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königl. preußiſchen Beamten die Prärogative des $ 68 St. G. nicht 
zuerkannte. Der k. k. Caſſationshof gab mit Entſcheidung des k. k. 
Caſſationshofes vom 26. Mai 1879, Z. 1343, der diesfälligen Nichtig⸗ 


keitsbeſchwerde der k. k. Staatsanwaltſchaft ſtatt. — Die Gründe lauten: 
„Die vorliegende Nichtigkeitsbeſchwerde (die in anderen Punkten 


verworfen worden war) iſt inſoweit begründet, als damit die Freiſprechung 
der Angeklagten A. und B. von der Anklage wegen des Verbrechens 
der öffentlichen Gewaltthätigkeit nach § 81, des Erſteren auch von der 
Anklage wegen der Uebertretung nach $ 312 St. G., und die Verur⸗ 
theilung dieſer Beiden wegen des im § 99 St. G. bezeichneten Ver⸗ 
brechens der öffentlichen Gewaltthätigkeit — als nach § 281, 8.9 a 
St. P. O. nichtig — angefochten worden iſt. Der Gerichtshof erſter 
Inſtanz hat allerdings mit Unrecht den königl. preußiſchen Grenzbedien⸗ 
ſteten H. und F. die Prärogative des 8 68 St. G. abgeſprochen. Aus 
den im Reichsgeſetzblatte vom Jahre 1868, S. 52, ſomit zur allgemeinen 
verbindlichen Kenntniß und Darnachachtung publicirten Handels- und 
Zollvertrage (Art. 10), deſſen Giltigkeit laut Miniſterial⸗Kundmachung 
vom 28. Juni 1878, R. G. Bl. S. 76, bis zum Schluſſe des Jah⸗ 
res 1878 fortdauerte, wie auch aus dem bezüglichen Cartel (88 5, 6 
und 19) und Schlußprotokolle (R. G. Bl. S. 160 und 161) geht 
klar hervor, daß die königl. preußiſchen Grenzbedienſteten berechtigt 
waren, in Verfolgung des ihrerſeits vermutheten Schleichhandels, 
beziehungsweiſe der Gegenſtände oder Spuren einer Uebertretung der 
Zollgeſetze ihres Staates, ſich in das öſterreichiſche Gebiet zu dem 
Zwecke zu begeben, um hier gewiſſe amtliche Vorkehrungen zu treffen, 
bei deren Ausübung fie den gleichen Schutz der Geſetze, wie der hier— 
ländiſche Beamte, genießen, und demnach in ſolcher Dienſtverrichtung 
den im § 68 St. G. benannten Perſonen wirklich gleichgeſtellt find, 
was auch dem Geiſte der S$ 4, 36, 39 und 40 St. G. entnommen 
werden kann. Hieraus folgt, daß die Handlungsweiſe, welche den An— 
geklagten A. und B. als das Verbrechen des $ 99 St. G. zugerechnet 
wurde, bei Hinzutritt des erforderlichen böſen Vorſatzes nicht unter 
§ 99 St. G., ſondern vielmehr unter $ 81 St. G. zu ſubſumiren war. 
Der Gerichtshof erſter Inſtanz hat zwar dieſen böſen Vorſatz deshalb 
ausgeſchloſſen, weil der königl. preußiſche Obercontrolor Joſef H. die 
Abſicht, irgend eine fernere Amtshandlung vorzunehmen, gleich beim 
Anſichtigwerden der Menſchenmenge aufgegeben habe. Allein der Gerichts 
hof überſah dabei, daß ſchon die Anweſenheit der genannten Grenz— 
bedienſteten auf öſterreichiſchem Gebiete zu dem erwähnten Zwecke eine 
Dienſtverrichtung derſelben in ſich ſchließt und dieſes Charakters auch 
nicht durch den bezeichneten Entſchluß des Joſef H. verluſtig wird. Nun 
hat aber der Gerichtshof als erwieſen angenommen, daß die Menſchen— 
menge ein Verhalten beobachtete, wodurch jenes Beſorgnißgefühl, welches 
die königl. preußiſchen Grenzbedienſteten zur Flucht, alſo zum Aufgeben 
ihrer dienſtlichen Anweſenheit beſtimmt hat, gefeſtigt werden ſollte, und 
daß insbeſondere die zwei Angeklagten A. und B. darauf ausgingen, 
die Genannten in Furcht und Unruhe zu verſetzen. Die Tendenz des 
Benehmens dieſer Angeklagten ging ſonach dahin, die königl. preußiſchen 
Grenzbedienſteten zur Entfernung zu beſtimmen. In den Feſtſtellungen 
des angefochtenen Urtheiles ſind mithin alle Elemente des zum Verbre— 
chen nach § 81 erſorderlichen böſen Vorſatzes enthalten, und war des- 
halb der Nichtigkeitsbeſchwerde der k. k. Staatsanwaltſchaft dahin ſtatt⸗ 
zugeben, daß — unter Aufhebung des die Angeklagten A. und B. von 
der Anklage wegen des Verbrechens nach § 81 freiſprechenden und hin⸗ 
gegen wegen des Verbrecheus nach $ 99 St. G. verurtheilenden Erkenntniß⸗ 
Inhaltes erſter Inſtanz dieſe zwei Angeklagten des Verbrechens der 
öffentlichen Gewaltthätigkeit im Sinne des § 81 St. G. ſchuldig erkannt 


werden. In gleicher Weiſe mußte ferner der ſtaatsanwaltſchaftlichen 


Nichtigkeitsbeſchwerde, als im §S 281, 3. 9 a St. P. O. begründet, 
dahin ſtattgegeben werden, daß A., unter Aufhebung des bezüglichen 
Freiſpruches erſter Inſtanz, auch noch der Uebertretung des $ 312 St G. 
ſchuldig erkannt werde, weil die von dieſem Angeklagten gegen die 
königl. preußiſchen Grenzbedienſteten ausgeſtoßene Beſchimpfung, welche 
als ſolche ohne Zweifel unter den Rahmen des § 312 St. G. fällt, 
keinen weſentlichen Beſtandtheil der öffentlichen Gewaltthätigkeit bildet 
und daher ein ſelbſtſtändig verfolgbares Delict hier iſt.“ Jur. Bl. 


Geſetze und Verordnungen. 
1879. IV. Quartal. 
Landes⸗Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für Dalmatien. 
(Nachtrag.) 
XX. Stück. Ausgeg. am 31. October. 

71. Verordnung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 12. October 
1879, 8. 11.884, betreffend die Beſchränkung des freien Verkaufes der Blanquette 
von Heimatſcheinen. 


XXI. Stück. Ausgeg. am 17. November. 
72. Verordnung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 29. October 
1879, 3. 18.369, betreffend die Verpflichtung der in den Jahren 1860, 1859, 
1858 geborenen Jünglinge zur Anmeldung wegen Einſchreibung in die Stel⸗ 


lungsliſten. 
XXII. Stück. Ausgeg. am 25. December. 


73. Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 21. December 1879, 
in Betreff der Verzehrungsſtener von der Bier-, Branntwein- und Zuckererzeugung 


in Dalmatien. 
XXIII. Stück. Ausgeg. am 26. December. 


74. Verordnung der Miniſterien der Finanzen und des Handels vom 


21. December 1879, wegen Einführung einer neuen Zollordnung für Dalmatien. 


XXIV. Stück. Ausgeg. am 27. December. 


75. Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 21. December 1879, 
betreffend die Ergänzung der dermalen in Dalmatien beſtehenden Beſtimmungen 


über die Beſtrafung der Zollgefällsübertretungen. 
XXV. Stück. Ausgeg. am 28. December. 
76. Verordnung der Miniſterien der Finanzen und des Handels vom 
21. December 1879, betreſſend die Controlpflichtigkeit gewiſſer Artikel in dem 
Grenzbezirke Dalmatiens. 


77. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Finanz-Landesdirection vom 


24. December 1879, 3. 1065-pr., womit die Orte verlautbart werden, welche in 
den Grenzbezirk Dalmatiens fallen. 


Verordnungsblatt für den Dienſtbereich des k. k. Finanzmini— 
ſteriums für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder. 


Nr. 46. Ausgeg. am 5. October. 
Allgemeines. 


Abdruck von Nr. 118 R. G. Bl. 

Indireete Abgaben und Staatsmonopole. 

Abdruck von Nr. 119 R. G. Bl. 

Abdruck von Nr. 117 R. G. Bl. 

Ermächtigung des k. k. Hauptzollamtes J. Claſſe in Bozen zur Ver⸗ 
zollung von Dalmatiner und Iſtrianer Oel zum Begünſtigungszolle Z. 25.484. 
26. September. 

Nr. 47. Ausgeg. am 22. October. 
Allgemeines. 

Abdruck von Nr. 123 R. G. Bl. 

Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 

Abdruck von Nr. 124 R. G. Bl. 

Abdruck von Nr. 125 R. G. Bl. 


Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 21. October 1879, womit 


für den Monat November 1879 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Ver— 
wendung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. Z. 5395. 
F.⸗M. 21. October. 
Nr. 48. Ausgeg. am 19. November. 
Directe Beſteuerung. 
In Betreff der Verſtändigung der Steuerpflichtigen von den ihnen wegen 


Elementarbeſchädigungen gewährten Steuernachläſſen. Giltig für alle Kronländer 


mit Ausnahme von Tirol und Vorarlber . 3. 28.615. 18. October. 
Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 
Correctur des alphabetiſchen Waarenverzeichniſſes. Schlagworte: Gries 
und Mehl. Z. 20.472. 4. November. 
Zuſtellung von Zahlungsaufträgen in Gebühren- und Stempelangelegenheiten 
an in Ungarn wohnende Parteien. Z. 20.308. 30. October. 
Nr. 49. Ausgeg. am 22. November. 
Allgemeines. 


Verlegung des Nebenzollamtes J. Claſſe von Weißbach nach Stadt 
Jauernig. Z. 32.336. 13. November. 
Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 
Ermächtigung des königl. ungariſchen Nebenzollamtes zu Novi zur 


Abfertigung von Wein in der Einfuhr aus Dalmatien. Z. 31.510. 13. November. 
Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 20. November 1879, 


womit für den Monat December 1879 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei 
Verwendung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. 
3. 5910. F.⸗M. 20. November. 
Nr. 50. Ausgeg. am 13. December. 
Allgemeines. 
Abdruck von Nr. 133 R. G. Bl. 
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Indireete Abgaben und Staatsmonopole. 

Mauthbehandlung der in Gemäßheit der Miniſterialverordnung vom 

1. Auguſt 1873 (R. G. Bl. Nr. 136) zur commiſſionellen Beſichtigung und 
Claſſiſication in Abſicht auf ihre Kriegstauglichkeit vorgeführten Pferde (Trag⸗ 
thiere). 3. 22.455. 8. November. 

Abdruck von Nr. 132 R. G. Bl. 

Nr. 51. Ausgeg. am 23. December. 
Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 

Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 20 December 1879. 
womit für den Monat Jänner 1880 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei 
Verwendung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. 
Z. 6386. F.⸗M. 20. December. 


Nr. 52. Ausgeg. am 23. December. 


f 


Allgemeines. 
| Abdruck von Nr. 
Abdruck von Nr. 
Abdruck von Nr. 
Abdruck von Nr. 139 R. G Bl. 
| Abdruck von Nr. 140 R. G. Bl. 
Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 

Abſtellung der ſtatiſtiſchen Ueberſichten über die Betriebsverhältniſſe der 

Rübenzuckerfabriken. Z. 17.329. 15. December. 


Nr. 53. Ausgeg. am 23. December. 


136 R. G. Bl. 
137 R. G. Bl. 
138 R. G. Bl. 


Allgemeines. 

| Abdruck von Nr. 
| Abdruck von Nr. 
Abdruck von Nr. 143 R. G. Bl. 
Abdruck von Nr. 144 R. G. Bl. 


Nr. 54. Ausgeg. am 24. December. 
Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 
Verordnung der k. k. Miniſterien der Finanzen und des Handels vom 
22. December 1879, wegen des Waarenverkehres über die proviſoriſche Zwiſchen— 
zolllinie nach Iſtrien, Dalmatien, Bosnien und die Herzegowina vom 1. Jänner 
1880 an, dann wegen Regelung der Befugniſſe und wegen Aufhebung einiger 
Zollämter. Z. 6470. F.⸗M. 22. December. 
Nr. 55. Ausgeg. am 31. December. 
Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 
Abdruck von Nr. 148 R. G. Bl. 
Abdruck von Nr. 150 R. G. Bl. 
Abdruck von Nr. 151 R. G. Bl. 
Abdruck von Nr. 152 R. G. Bl. 


Nr. 56. Ausgeg. am 31. December. 


141 R. G. 
142 R. G. 


Bl. 
Bl. 


Allgemeines. 
Abdruck von Nr. 147 R. G. Bl. 
Eompetenz zur Ausſtellung von Leichenpaſſen in dem Königreiche Sachſen. 
| Z. 37.592. 25. December. 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem k. u. k. Generaleonful in Genua Franz Ritter 
von Soretie, ſowie dem k. u. k. Generaleonſul und Kommerzkanzlei-Director bei 
der k. u. k. Botſchaft in London Dr. Ferdinand Krapf Ritter v. Liverhof, 
jedem taxfrei den Titel eines Miniſterialrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem penſionirten Finauzwach⸗Commiſſär Leo Piſch 
den Titel eines Finanzwach⸗Obercommiſſärs verliehen. 

Seine Majeſtät haben die Errichtung eines Honorar -Viceconſulates in 
‚ Xeres genehmigt und den Weingroßhändler Richard Henry Davies zum unbe— 
ſoldeten Viceconſul daſelbſt ernannt. 
| Seine Majeſtät haben dem Stadtpräfidenten in Lemberg Alexander 

Florentin Jaſinski den Orden der eiſenen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 
0 


Erledigungen. 

Bezirkshauptmannsſtelle in der Bukowina mit der ſiebenten Rangsclaſſe 
und Regiecungsſecretärsſtelle in der achten Rangsclaſſe bei der Bukowinager 
k. k. Landesregierung, bis 10. April. (Amtsbl. Nr. 73.) 

Fünf Bezirkscommiſſärs⸗ und fünf Statthalterei-Concipiſtenſtellen für Böh⸗ 
men, jene in der neunten, dieſe in der zehnten Rangsclaſſe, bis 4. April. 
(Amtsbl. Nr. 73.) 

Bauadjunctenſtelle im Küſtenlande in der zehnten Rangsclaſſe, bis 15. April. 
(Amtsbl. Nr. 73.) 


Hiezu als Beilage: Bogen 6 der Erkennt⸗ 
niſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantworklicher Redacteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


